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D I T T R I C H

Dieser Bebauungsplan besteht aus: - Planzeichnung
                                                                - Textteil
                                                                - Begründung

Gemarkung Inger, Flur 11, Flurstücke 196 - 204

Übersicht   (ohne Maßstab)

Bebauungsplan Nr. 045.0 "Inger Ingerstraße/Farnweg"
4. Änderung und Erweiterung

A   Bauplanungsrechtliche Festsetzungen

Verfahren Erläuterungen

Der Rat der Stadt Lohmar hat gemäß § 2 (1) BauGB i.V.m.
§ 2 (4) BauGB am ................. beschlossen, diesen Plan
aufzustellen.

Lohmar, den

Die Bürgermeisterin                                Siegel

Dieser Plan ist gemäß § 8 (2) Satz 1 BauGB aus dem
Flächennutzungsplan entwickelt.
Der Flächennutzungsplan wurde im Parallelverfahren
geändert. Die Änderung wurde von der Bezirksregierung
mit Schreiben/Verfügung vom ............... genehmigt.

Lohmar, den

Die Bürgermeisterin                                Siegel

Hiermit wird gemäß § 2 (3) der Verordnung über die
öffentliche Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht
(Bekanntmachungsverordnung - BekanntmVO) vom
26.08.1999 bestätigt, dass im Rahmen des Verfahrens zur
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 45.2 nach § 2 (1)
und (2) der oben angegebenen BekanntmVO verfahren
worden ist.
Es wird bestätigt, dass der Rat der Stadt Lohmar in seiner
Sitzung am ............................ die 4. Änderung und
Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 045.0 "Inger
Ingerstraße/Farnweg" in Lohmar gemäß § 10 (1) BauGB
beschlossen hat.

Lohmar, den

Die Bürgermeisterin                                 Siegel

Dieser Beschluss wurde vom ................. bis .................
ortsüblich bekannt gemacht.

Lohmar, den

Die Bürgermeisterin                                 Siegel

Dieser Plan ist gemäß § 10 (1) BauGB i.V.m. § 7 der
Gemeindeordnung vom Rat der Stadt Lohmar am
...................... als Satzung beschlossen worden.

Lohmar, den

Die Bürgermeisterin                                 Siegel

Gemäß § 10 (2) BauGB ist eine Genehmigung dieses
Planes durch die Bezirksregierung nicht erforderlich.

Lohmar, den

Die Bürgermeisterin                                Siegel

Die Planunterlagen entsprechen den Anforderungen des
§ 1 der Planzeichenverordnung. Angefertigt nach
Katastergrundlage und örtlicher Aufmessung.

......................, den ..................

.................................................

Entwurf und Anfertigung

Stadt Lohmar / Planungsabteilung

Lohmar, den

Dieser Plan hat mit der Begründung gemäß § 3 (1) BauGB
in der Zeit vom ................. bis ................. öffentlich
ausgelegen.
Die Offenlegung wurde vom ................. bis .................
gemäß § 3 (1) BauGB ortsüblich bekannt gemacht.

Lohmar, den

Die Bürgermeisterin                                 Siegel

Die Bekanntmachung, durch die der Plan rechtsverbindlich
wird, ist gemäß § 10 (3) BauGB am ................... erfolgt.

Lohmar, den

Die Bürgermeisterin                                 Siegel

Dieser Plan ist der Urkundsplan. Dieser Plan stimmt mit
dem Urkundsplan und den darauf verzeichneten
Vermerken überein.

Lohmar, den

Die Bürgermeisterin                                 Siegel

Rechtsgrundlagen

- Baugesetzbuch (BauGB) vom 03.11.2017
- Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 21.11.2017
- Planzeichenverordnung (PlanzV) vom 18.12.1990
- Bauordnung Nordrhein-Westfalen (BauO NW)
  vom 21.07.2018
- Landeswassergesetz (LWG) vom 25.06.1995
- Denkmalschutzgesetz (DSchG) vom 13.04.2022
- Landschaftsgesetz (LG NW) vom 21.07.2000
Die Rechtgrundlagen gelten in der derzeitig gültigen
Fassung einschließlich aller zugehörigen Verordnungen.

Art der baulichen Nutzung

MDW Dörfliches Wohngebiet

Maß der baulichen Nutzung

Zahl der Vollgeschoss als Höchstmaß
gemäß Eintragung in der Planzeichung
I  = max. ein Vollgeschoss  (keine Wohngebäude)
II = max. zwei Vollgeschosse

Grundflächenzahl (GRZ)

I - II

0,5

Bauweise, Baugrenzen (Es wird keine Bauweise festgesetzt.)

Baugrenze

Geschossflächenzahl (GFZ)0,6

sonstige Festsetzungen und Darstellungen

Grenzen des räumlichen Geltungsbereiches

M   1 : 500 Planungsstand: 24.10.2023

Lage des Plangebietes

I Planungsrechtliche Festsetzungen
1 Art der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 und 5a BauNVO)

1.1 Allgemein zulässigen Nutzung im Dörflichen Wohngebiet gemäß § 5a BauNVO sind:
- Wohngebäude (§ 5a Abs. 2 Nr. 1 BauNVO),
- Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher Nebenerwerbsbetriebe und die dazugehörigen

Wohnungen und Wohngebäude (§ 5a Abs. 2 Nr. 2 BauNVO),
- nicht gewerbliche Einrichtungen und Anlagen für die Tierhaltung (§ 5a Abs. 2 Nr. 4 BauNVO),

- sonstige Gewerbebetriebe (§ 5a Abs. 2 Nr. 7 BauNVO).

1.2 Innerhalb der überbaubaren Flächen bzw. Baugrenzen mit der Kennzeichnung "I" sind nur
eingeschossige Gebäude zulässig, die nicht dem Wohnen dienen.

1.3 Nicht zulässig und somit nicht Bestandteil des Bebauungsplanes sind:
- die Nutzungen gemäß § 5a Abs. 2 Nr. 3, 5, 6 und 8 BauNVO,
- die gemäß § 5a Abs. 3 Nr. 2 und 3 BauNVO ausnahmsweise zugelassene Nutzungen.

2 Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 18 BauNVO)

2.1 Die in der Planzeichnung festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) darf gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO durch
die Grundflächen von Garagen, Stellplätzen und ihren Zufahrten sowie Nebenanlagen im Sinne des § 14
BauNVO um 50 % überschritten werden.

2.2 Die maximale Firsthöhe ist in der Planzeichnung festgesetzt und ist bezogen auf die Oberkante
Erdgeschossfußboden bzw. Oberkante Untergeschossfußboden. Ausnahmen sind zulässig, wenn im
Erdgeschoss bzw. Untergeschoss eine größere lichte Höhe als 2,50 m bauordnungsrechtlich gefordert
wird. Das gilt nicht für bestehende Gebäude.

3 Überbaubare Grundstücksfläche
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO)

Das Vortreten von Gebäudeteilen (z. B. Vordächer, Erker, Balkone) um max. 1,00 m vor die Baugrenze
ist gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässig.

4 Stellplätze und Garagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB; § 12 BauNVO)

4.1 Stellplätze (St) für Pkw oder Carports (C) sind nur innerhalb der in der Planzeichnung dafür festgesetzten
Flächen sowie der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.

4.2 Garagen sind nur innerhalb der Baugrenzen zulässig und müssen einen Mindestabstand von 5,00 m zu
öffentlichen Verkehrsflächen einhalten.

5  Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

5.1 Die Anpflanzung von Koniferen und Kirschlorbeer als Grundstückseinfriedung sowie die Anlage von
Schottergärten ist unzulässig.

5.2 Maßnahmen zum Artenschutz
(gem. der als Anlage beigefügten Artenschutzrechtlichen Prüfung Stufe I und II)

M1 Gehölzfällung zwischen Oktober und Februar
Grundsätzlich sind alle Gehölze und Gebüsche zwischen Oktober und Februar zu fällen (auch Efeu,
Wilder Wein etc.).

M 2: Bauzeitbeschränkung Abbruch sowie Dach- und Fassadensanierung
Insbesondere bei Abbruch sowie Dach- und Fassadensanierungen sind die Arbeiten bereits in der frühen
Planungsphase so zu terminieren, dass eine Tötung von Nestlingen oder die Zerstörung von Eiern
ausgeschlossen ist (rechtswidrig i. S. § 44 (1) Nr.1 BNatSchG). Die Arbeiten sind zwischen Anfang
Oktober und Ende Februar zu beginnen. Für zwingend erforderliche Arbeiten außerhalb dieses
Zeitfensters muss vor Beginn der Arbeiten eine Besatzkontrolle erfolgen – bei Positivnachweis sind die
Arbeiten zurückzustellen, bis das weitere Vorgehen mit der Behörde abgestimmt wurde.
M 4: Verwendung „fledermausfreundlicher“ Außenbeleuchtung
Um eine Beeinträchtigung von Fledermäusen durch  nächtliche Beleuchtung auszuschließen, sind
folgende Parameter einzuhalten (SCHROER et al. 2019, VOIGT et al. 2019).
- Vermeidung bzw. max. Minimierung von nächtlichen Lichtquellen – überall dort, wo dies mit der

Verkehrssicherheitspflicht vereinbar ist, sind nächtliche Beleuchtungen über Bewegungssensoren zu
steuern und kurz zu takten.

- Verwendung von Leuchtmitteln mit einer Farbtemperatur von max. 3.000 Kelvin bei mind. 500 nm
Wellenlänge.

- Die Abstrahlung in den oberen Halbraum ist  zu vermeiden. Die Abstrahlung in den Himmel ist für
sämtliche Außenbeleuchtungen so gering wie möglich zu halten und in naturnahen Räumen auf null
Prozent (ULR = 0) zu begrenzen. Auch horizontal abstrahlendes Licht ist zu vermeiden.
Fassadenbeleuchtungen sind nach unten auszurichten und Bodeneinbauleuchten, die das Licht nach
oben abstrahlen, zu vermeiden.

M 5: Ersatznistplatz Turmfalke
Der Verlust einer Fortpflanzungsstätte des Turmfalken beim Ausbau der Remise ist durch die Montage
von 3 Stück artgerechten Nisthilfen zu kompensieren. Um dieser Konkurrenzsituation (z. B. mit Dohle
oder Schleiereule) vorzubeugen, sind pro Paar mind. 3 Kästen anzubringen.
(Mindesthöhe 6 m,  Exposition Ost bis Nord, Einlage aus Sägespäne, in mardersicherer Lage oder
Marderschutz,  Details / Bauanleitungen z. B. bei PIECHOCKI (1991, s. 83 ff.), RUGE (1989, S. 89),
ZERNING (1991, S. 408))

6 Nutzung solarer Strahlungsenergie, insbesondere durch Photovoltaik
(§ 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB)

6.1 Im gesamten Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes sind die nutzbaren Dachflächen von Neubauten
innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zu mindestens 50% mit Photovoltaikmodulen zur
Nutzung der einfallenden solaren Strahlungsenergie auszustatten (Solarmindestfläche).

6.2 Werden auf einem Dach Solarwärmekollektoren installiert, so kann die hiervon beanspruchte Fläche auf
die zu realisierende Solarmindestfläche angerechnet werden kann.

7 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Flachdächer mit einer Neigung von bis zu 5° sind mit einer Dachbegrünung als Sedum-Gesellschaften,
Gräsern und/ oder Stauden herzustellen und dauerhaft zu erhalten. Die Vegetationstragschicht ist in
einer Stärke von mindestens 20 cm inkl. Drain- und Filterschicht herzustellen. Ausgenommen hiervon
sind Flächen für Dachterrassen, technisch erforderliche Randstreifen, technische Aufbauten und
Energieerzeugungsanlagen. Photovoltaikelemente sind über der Dachbegrünung zulässig.

max. Firsthöhe über Fertigfußboden ErgeschossFH

II Bauordnungsrechtliche Festsetzungen nach Landesrecht
Örtliche Bauvorschriften
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 89 BauO NRW)

2 Einfriedungen

2.1 Eine Abgrenzung im Bereich der Vorgärten entlang der Straße darf nur durch Einfriedungen von max. 80
cm Höhe über Oberkante Straße vorgenommen werden. Dies gilt auch für die Einfriedungen zwischen
benachbarten Grundstücken im Vorgartenbereich, in einer Tiefe von 5,00 m, gemessen von der
Straßenbegrenzungslinie. Bei Eckgrundstücken in Straßeneinmündungsbereichen wird die zulässige
Gesamthöhe auf max. 60 cm über Oberkante Straße festgesetzt.

2.2 Höhere Einfriedigungen können ausnahmsweise zugelassen werden, wenn sie aufgrund der
Topographie notwendig oder zweckmäßig sind.

2.3 Zulässig sind Holzzäune und WPC-Zäune (Wood Polymere Composite-Zäune) sowie Hecken. Nicht
zulässig sind hingegen Mauern, Doppelstabmattenzäune, Eisenzäune, Drahtzäune sowie optische
Betonzäune.

3 Stellplätze

3.1 Stellplätze für Kraftfahrzeuge sind hinter der Straßengrenze in einer Tiefe von mind. 5,0 m anzulegen.
Abweichungen bis zu +/- 3 % sind zulässig.

3.2 Die Zufahrten zu Stellplätzen dürfen nicht mehr als 15 % Gefälle bzw. Steigung haben. Bei mehr als 3 %
sind die ersten 5 m hinter der Straßenbegrenzungslinie mit höchstens 3 % anzulegen.

4 Vorgärten und Freiflächen

4.1 Vorgärten sowie die weiteren unbebauten und unbefestigten Grundstücksflächen mit Ausnahme der
notwendigen Ein- und Ausfahrtsbereiche, der notwendigen Zuwegungen zu Eingangsbereichen,
Spielplätze, Terrassen sowie den Nebenanlagen für Fahrradparken und zur Unterbringung von
Sammelbehältern für Müll sind gärtnerisch zu gestalten und dauerhaft zu pflegen.

Pro Wohneinheit ist ein Laubbaum als Hochstamm (gemessen in 1,0 m Höhe) mit einem Stammumfang
von 10/12 cm gemäß der Artenliste (Die Pflanzliste ist ggf. entsprechend den Vorgaben der
Landespflege anzupassen) zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die in der Planzeichnung
festgesetzten Baumpflanzungen können dabei berücksichtigt / angerechnet werden.

Vorgartenflächen zwischen der Straßenbegrenzungslinie und der straßenzugewandten Baugrenze, die
nicht baulich genutzt werden, sind als Ziergarten anzulegen und mit Bäumen, Sträuchern,
Kletterpflanzen, Stauden und Rasen zu gestalten. Mindestens 50 % dieser Flächen sind mit
standortgerechten und heimischen Sträuchern zu bepflanzen.

Alle Pflanzungen sind dauerhaft zu unterhalten; abgängige Pflanzen sind zu ersetzen.

Artenliste

Bäume:
Hochstamm - Stammumfang, mindestens 12/14 cm, gemessen in 1,0 m Höhe
Acer platanoides            Spitzahorn Acer pseudoplatanus     Bergahorn 
Acer campestre              Feldahorn Betula pendula Birke
Carpinus betulus            Hainbuche Fagus sylvatica             Rotbuche
Fraxinus excelsior          Esche Quercus petraea            Traubeneiche
Quercus robur                Stieleiche Sorbus aucuparia           Vogelbeere
Tilia cordata                  Winterlinde
sowie standortgerechte Obstbäume einschließlich deren Wildformen

Sträucher:
Carpinus betulus Hainbuche Cornus sanguinea          Hartriegel
Crataegus monogyna     Weißdorn Ligustrum vulgare           Liguster
Prunus spinosa              Schlehe Rosa Canina                   Hundsrose
Salix cinerea                   Aschweide

Befestigte und bekieste Flächen sind lediglich als notwendige Geh- und Fahrflächen zulässig und
müssen sich in ihrer Ausdehnung auf das notwendige Maß beschränken.

III Hinweise
1 Starkregengefahrenkarte

Es wird darauf hingewiesen, dass das Plangebiet laut derzeit gültiger Starkregengefahrenkarte teilweise
bei Starkregen beeinträchtigt werden kann. In der Starkregenhinweiskarte NRW ist das Plagebiet als
durch Starkregenüberflutungen gefährdeter Bereich ausgewiesen mit möglichen Überflutungstiefen bis
zu einem Meter, vor allem im Bereich von Geländesenken oder Hofflächen. Um Beeinträchtigungen
auszuschließen, kann im Baugenehmigungsverfahren ein Überflutungsnachweis erforderlich sein.

2 Niederschlagswasserversickerung

In Abhängigkeit der gegebenen hydrogeologischen Verhältnisse ist der Versickerung von
Niederschlagswässern vor Ort gegenüber der punktuellen Einleitung in ein Gewässer unbedingt Vorrang
einzuräumen.

3 Einleitung des Niederschlagswassers

Die Anforderungen des Merkblattes BWK M 3/ M 7 bzw. DWA M/A 102 sind bei der Errichtung von
Entwässerungssystemen zu beachten.

4 Erdbebengefährdung

Das Plangebiet liegt in der Erdbebenzone 0 und der geologischen Untergrundklasse R gemäß der Karte
der Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen der Bundesrepublik Deutschland 1 : 350.000,
Bundesland Nordrhein- Westfalen (Juni 2006); Karte zur DIN 4149.

Innerhalb der Erdbebenzone 0 müssen gemäß DIN 4149 für übliche Hochbauten keine besonderen
Maßnahmen hinsichtlich potenzieller Erdbebenwirkungen ergriffen werden.  Es wird jedoch dennoch
empfohlen, bei großen Wohnanlagen und Einzelhandelsbetrieben nach den Regelungen für die
Erdbebenzone 1 zu verfahren. In der DIN 4149 (Bauten in deutschen Erdbeben- gebieten, Ausgabe April
2005, zu erwerben beim Beuth-Verlag GmbH, Berlin) sind die entsprechenden bautechnischen
Maßnahmen aufgeführt. Anwendungsteile der DIN EN 1998, die nicht durch DIN 4149 abgedeckt
werden, sind als Stand der Technik zu berücksichtigen. Dies betrifft hier insbesondere DIN EN 1998, Teil
5 „Gründungen, Stützbauwerke und geotechnische Aspekte“.

Auf die Berücksichtigung der Bedeutungskategorien für Bauwerke gemäß DIN 4149 /2005 bzw.
Bedeutungsklassen der relevanten Teile von DIN EN 1998 und der jeweiligen Bedeutungsbeiwerte wird
ausdrücklich hingewiesen.

5 Schutz des Mutterbodens

Nach § 202 BauGB in Verbindung mit DIN 18915 ist bei Errichtung oder Änderung von baulichen
Anlagen der Oberboden (Mutterboden) in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung zu
schützen. Er ist vordringlich im Plangebiet zu sichern, zur Wiederverwendung zu lagern und später
wieder einzubauen.

6 Ausschlusszeiten für die Beseitigung von Gehölzen und Vegetation

Maßnahmen zur Beseitigung von Bäumen und Sträuchern sowie von übrigen Vegetationsbeständen für
Zwecke der Baufeldräumung/Baustelleneinrichtung sind außerhalb des Zeitraumes 1. März bis 30.
September durchzuführen.  Eine Flächenbeanspruchung innerhalb o. g. Zeitraumes ist nur bei
vorheriger Durchführung von Artenschutzmaßnahmen zur Vergrämung planungsrelevanter Arten
(Vermeidungsmaßnahmen) oder nach Vorabkontrolle relevanter Lebensstätten durch eine sachkundige
Person (ökologische Baubegleitung) möglich.

7 Vermeidung von Vogelschlag an Gebäuden

Durch bauliche Maßnahmen soll der Vogelschlag an Glasflächen vermieden werden. Geeignete
Maßnahmen zur Reduktion von gefahrvollen Durchsichten und Spiegelungen liegen in der Verwendung
halbtransparenten Glases, hochwirksamer Markierungen und Abschattungen insbesondere an
risikobehafteten, verglasten Gebäudekanten, transparenten Balkongeländern und Wintergärten.

8 Vermeidung von Lichtemissionen  (siehe auch Festsetzung 5.2)

Notwendige Beleuchtungen des öffentlichen und privaten Raumes sowie von baulichen Anlagen sollen
technisch und konstruktiv so angebracht, mit Leuchtmitteln versehen und betrieben werden, dass Tiere
und Pflanzen wildlebender Arten vor vermeidbaren nachteiligen Auswirkungen durch Lichtemissionen
geschützt sind. Beleuchtungsplanungen für den öffentlichen Raum sollen Aussagen zur
Beleuchtungsstärke, Leuchtdichte, beleuchteter Fläche, Abstrahlungsgeometrie, zum Farbspektrum und
ggf. zur Regulierung der Beleuchtungsstärke treffen. Vorsorglich wird auf das zum 1.3.2022 in Kraft
getretene „Gesetz zum Schutz der Insektenvielfalt in Deutschland und zur Änderung weiterer
Vorschriften (BNatSchGuaÄndG)“ mit der Vorschrift „Schutz von Tieren und Pflanzen vor nachteiligen
Auswirkungen von Beleuchtungen“ - § 41a BNatSchG - hingewiesen. Diese Vorschrift tritt zwar erst nach
Erlass einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 4d BNatSchG durch das zuständige Bundesministerium
in Kraft, sollte aber bereits bei aktuellen Planungen berücksichtigt werden.

II Bauordnungsrechtliche Festsetzungen nach Landesrecht / Örtliche Bauvorschriften
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 89 BauO NRW)

1 Äußere Gestaltung

1.1 Dachformen und Dachneigung
Zulässig sind:
a)  Satteldächer mit einer Neigung von max. 45 Grad
b)  Walmdächer mit einer Neigung von max. 35 Grad
c)  Pultdächer mit einer Neigung von max. 20 Grad
d)  Flachdächer mit einer Neigung von max.  5 Grad
e) Das gilt nicht für bestehende Gebäude.

1.2 Flachdächer von Carports, Garagen und Nebenanlagen
Carports, Garagen und Nebengebäude (Nebenanlagen i. S. d. § 14 BauNVO) sind mit Flachdächern zu
errichten. Das gilt nicht für bestehende Gebäude.

1.3 Kniestöcke (Drempel)
Kniestöcke bis max. 0,80 m sind nur bei Gebäuden mit einem Vollgeschoss über Verkehrsfläche zulässig,
wobei eine Dachneigung zwischen 35 Grad und 48 Grad eingehalten werden muss. Das gilt nicht für
bestehende Gebäude.

1.4 Ausnahmen von Ziffern 6.1 und 6.2
Ausnahmen gem. § 31 Abs. 1 BauGB von den vorstehenden Bestimmungen über Dachformen,
Dachneigungen und Kniestöcke sind in Baulücken zulässig.  Die Gestaltung ist in Baulücken der
vorhandenen Bebauung anzupassen. Das gilt nicht für bestehende Gebäude.

1.5 Höhe baulicher Anlagen
Die Oberkante des Erdgeschossfußbodens bzw. des unteren Geschosses bei ansteigendem Grundstück
darf nicht höher als 0,50 m im Mittel über Krone der endgültig hergestellten Erschließungsanlage (Straße
oder Weg) liegen.  Ausnahmen können auf entsprechenden Nachweis zugelassen werden, wenn starkes
Straßenlängsgefälle, Kanalanschlusshöhen oder hoch anstehender Grundwasserspiegel sie erfordern
oder Grundstücke höher als im Mittel 0,50 m über Straßenkrone liegen. An Straßen mit starkem
Längsgefälle müssen die Sockel der Bauwerke nach jeder Hauseinheit abgetreppt werden. Das gilt nicht
für bestehende Gebäude.

III Hinweise

9 Abfallwirtschaft

Der Einbau von Recyclingbaustoffen ist nur nach vorhergehender Wasserrechtlicher Erlaubnis zulässig.
Im Rahmen der Baureifmachung der Grundstücke anfallendes bauschutthaltiges oder organoleptisch
auffälliges Bodenmaterial (z. B. aus Bodenauffüllungen) ist ordnungsgemäß zu entsorgen. Die
Entsorgungswege des abzufahrenden Bodenaushubs sind vor der Abfuhr dem Rhein-Sieg-Kreis, Amt
für Umwelt- und Naturschutz - Sachgebiet „Gewerbliche Abfallwirtschaft“ - anzuzeigen. Dazu ist die
Entsorgungsanlage anzugeben oder die Wasserrechtliche Erlaubnis (Anzeige) der Einbaustelle
vorzulegen.

10 DIN-Vorschriften

DIN-Vorschriften, auf die in diesem Textteil des Bebauungsplans Nr. 45.2 verwiesen wird, finden jeweils
in der bei Erlass dieser Satzung geltenden Fassung

Anwendung. Sie werden in der Stadtverwaltung Lohmar, im Fachbereich Bauaufsicht und Planung,
Hauptstraße 27-29, 53797 Lohmar, während der Öffnungszeiten zur Einsichtnahme bereitgehalten.

11 Brandschutz und Löschwasserversorgung

1) Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens ist der Nachweis der ausreichenden
Löschwasserversorgung in Abstimmung mit dem örtlich zuständigen
Wasserversorgungsunternehmen zu führen. Im vorliegenden Fall wird eine Löschwassermenge von
800 Liter/Min. über einen Zeitraum von zwei Stunden erforderlich. Die gesamte Löschwassermenge
ist in einem Radius von 300 m um das Gebäude herum  sicherzustellen. In einem Abstand von max.
75 m ist eine Entnahmestelle für die Feuerwehr vorzusehen.

2) Wenn Gebäude oder Gebäudeteile mehr als 50 Meter von der öffentlichen Verkehrsfläche entfernt
errichtet werden sollen, ist eine mit Feuerwehrfahrzeugen befahrbare Zufahrt einzuplanen. Bei der
Ausführung der § 5 BauO NRW der Feuerwehrzufahrt ist die Muster-Richtlinien über Flächen für die
Feuerwehr in Fassung Februar 2007 (zuletzt geändert durch Beschluss der Fachkommission
Bauaufsicht vom Oktober 2009) zu beachten.

12 Geothermie

Die Errichtung einer Anlage zur Nutzung von Geothermie bedarf einer wasserrechtlichen Erlaubnis. Der
Antrag ist bei der Unteren Wasserbehörde einzureichen. Bei der Planung des Vorhabens sollte die
Planung der Geothermieanlage mit den entsprechenden Abständen, z. B. zu Grundstücksgrenzen und
zwischen den Bohrungen berücksichtigt werden.

13  Erneuerbare Energien

Im Hinblick auf eine klima- und umweltschonende Stadtentwicklung wird der Einsatz erneuerbarer
Energien empfohlen. In diesem Zusammenhang wird u.a. auf das Gesetz zur Einsparung von Energie
und zur Nutzung erneuerbarer Energien zur Kälte- und Wärmeerzeugung in Gebäuden
(Gebäudeenergiegesetz-GEG) verwiesen.

14 Kriminalprävention / Einbruchschutz

Im Zuge der Gebäudeplanung erfolgt durch die polizeilichen Beratungsstellen eine kostenfreie Beratung
zu einbruchshemmenden Maßnahmen.

Ausschnitt: Starkregengefahrenkarte (Quelle Geoportal NRW)

  mit Umweltbericht

Überlagerung mit dem Bebauungsplan von 1992

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen

Flächen für Nebenanlagen

Flächen für Pkw-Stellplätze (St) und Carports (C)
mit deren Zufahrten (außerhalb der Baugrenzen)
sowie für Abfallbehälter / Abfallentsorgung (A)

Grünflächen

private Grünflächen

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Boden, Natur und Landschaft
(Extensiv-Grünland, Glatthaferwiese)

Biotoptypenbestand (siehe Eingriffsbilanz)

PLANUNGSBÜRO DITTRICH GmbH & Co. KG
Bahnhofstraße 1 53577 Neustadt (Wied)
+49 2683 9850 0 www.pd-dittrich.de

Dieser Plan hat mit der Begründung gemäß § 3 (2) BauGB
in der Zeit vom ................. bis ................. öffentlich
ausgelegen.
Die Offenlegung wurde vom ................. bis .................
gemäß § 3 (2) BauGB ortsüblich bekannt gemacht.

Lohmar, den

Die Bürgermeisterin                                 Siegel

Anpflanzen von Bäumen
(heimische standortgerechte Laubbäume)

Anpflanzen von Sträuchern
(1-reihige, freiwachsende Hecke aus heimischen
standortgerechten Laubgehölze, 1,5 m Pflanzabstand)

Überlagerung der aktuellen Projektplanung

Spielplatz

Verkehrsflächen

öffentliche Verkehrsfläche
mit Straßenbegrenzungslinie

LandschaftsschutzgebietL

D Denkmalgeschütze Gebäude
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